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Sanierung des Finow-Kanals in Brandenburg 


Der Finow-Kanal in Brandenburg untersteht rechtlich dem Bundesmini- 
sterium für Verkehr. Seit Jahrzehnten werden ungereinigte Industrie- 
und Gewerbeabwässer eingeleitet, u. a. aus der Papierfabrik Wolfswin- 
kel, der Wäscherei Targaz und einem Krankenhaus der GUS-Truppen. 
Der auf dem Grunde des Finow-Kanals abgelagerte Schlamm ist stark 
mit Schwermetaüen belastet. Naturschutzgruppen und Bürgerinitia- 
tiven fordern ein Ende der Einleitungen von ungereinigten Abwässern 
und eine Sanierung des als Naherholungsgebiet genutzten Gewässers. 


Vorbemerkung 

Die Zuständigkeit für die Beantwortung der Fragen 1 und 6 liegt 
bei der Bundesregierung. Die Fragen 2 bis 5 hingegen fallen in die 
Zuständigkeit des Landes Brandenburg. Innerhalb der Beantwor- 
tungsfrist war es nicht möglich, die entsprechenden Auskünfte 
durch das Land zu erhalten. Die Bundesregierung beschränkt sich 
daher auf die Beantwortung der Fragen 1 und 6. 


1. Welche gesetzlichen Regelungen gibt es gegen illegale Einleiter in 
Kanäle, Gewässer etc.? 

2. Wer hat die Fischereirechte über den Finow-Kanal bei Eberswalde/ 
Finow im Land Brandenburg? 

3. In welcher Höhe werden an wen Abwassereinleitungsgebühren 
gezahlt?- 

4. Wie hoch ist der Anteü von Strafgebühren für Verschmutzungen 
bzw. Einleitungen oberhalb von Grenzwerten? 

5. Wohin fließen diese Mittel? 


Die Antwort' wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministers für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit vom 11. Dezember 1992 übermittelt . 
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Fachlich einschlägige gesetzliche Regelwerke sind das Wasser- 
haushaltsgesetz des Bundes und die Landeswassergesetze. Nach 
deutschem Wasserrecht bedarf jede Benutzung der Gewässer 
einer Erlaubnis oder Bewilligung. Als erlaubnispflichtige Benut- 
zung gilt auch das Einleiten von Abwasser in ein Gewässer. Die 
Erlaubnis kann mit Benutzungsbedingungen und Auflagen (z. B. 
Grenzwerte) versehen werden. 

Kommt es zu illegalen Abwassereinleitungen, stehen folgende 
Sanktionsmöglichkeiten zur Verfügung: 

— Ordnungsbehördliche Maßnahmen, z. B, Forderung zusätz- 
licher Reinigungstechniken, Betriebseinschränkungen bis hin 
zur Untersagung der Abwassereinleitung, 

— Erhöhung der vom Einleiter zu zahlenden Abwasserabgabe, 

— Verfolgung als Straftat oder Ordnungswidrigkeit wegen unbe- 
fugter Gewässerverunreinigung, 

— Schadensersatzpflicht nach § 22 Wasserhaushaltsgesetz, nach 
dem Umwelthaftungsgesetz oder nach den allgemeinen zivil- 
rechtlichen Vorschriften. 


6. Welche Möglichkeiten bestehen für die Anerkennung der Belastung 
des Finow-Kanals als Altlast? 


Für die Erfassung, Bewertung und Sanierung von Altlasten sind 
nach den verfassungsrechtlichen Regelungen die Länder zustän- 
dig. Ob der Finow-Kanal als Altlast behandelt werden kann, beur- 
teilt sich nach den in Brandenburg geltenden Vorschriften. 

Das Land Brandenburg hat im 6. Abschnitt des Vorschaltgesetzes 
zum Abfallgesetz für das Land Brandenburg (Landesabfallvor- 
schaltgesetz - LAbfVG) vom 20. Januar 1992 (GVB1. S. 16) Rege- 
lungen zum Altlastenbereich getroffen. Nach § 25 LAbfVG sind 
Altlasten im Sinne dieses Gesetzes „Altablagerungen und Alt- 
standorte, sofern von diesen nach den Erkenntnissen einer im 
Einzelfall vorausgegangenen Untersuchung und einer darauf be- 
ruhenden Beurteilung durch die zuständige Behörde eine Gefahr 
für die öffentliche Sicherheit und Ordnung ausgeht ". Die in § 25 
Abs. 3 und 4 LAbfVG enthaltenen Legaldefinitionen der Begriffe 
„Altablagerungen'' und „Altstandorte" gehen jeweils davon aus, 
daß es sich um abgeschlossene, in der Vergangenheit liegende 
Vorgänge handelt. Werden Verunreinigungen durch den laufen- 
den Betrieb von Anlagen oder andere andauernde Aktivitäten 
verursacht, ist der Altlastenbegriff regelmäßig nicht erfüllt. 

Zuständige Behörde im Sinne des § 25 Abs. 1 LAbfVG, die ab- 
schließend das Vorhandensein einer Altlast festzustellen hat, ist 
nach § 33 Abs. 1 i. V. m. § 32 LAbfVG der Landkreis bzw. die 
kreisfreie Stadt als untere Abfallwirtschaftsbehörde. 
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